
Aktenzeichen: 9 AZR 357/91 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat

I. Arbeitsgericht
Verden

Urteil vom 25. August 1992
- 9 AZR 357/91 -
Urteil vom 17. Juli 1990
- 2 Ca 462/90 -

II. Landesarbeitsgericht Niedersachsen Urteil vom 05. Juli 1991 
- 8 Sa 1253/90 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse :
Für das Bundesarchiv :

Ja
Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:
Urlaubsgeld im öffentlichen Dienst nach Erziehungsurlaub

Gesetz:
Tarifvertrag über Urlaubsgeld für Angestellte vom 16. März 
1977 § 1 Abs. 1 u. Abs. 2

Leitsatz:
Angestellte im öffentlichen Dienst, die ihre Arbeit nach 
Beendigung des Erziehungsurlaubs nicht beim bisherigen, 
sondern bei einem anderen Arbeitgeber des öffentlichen 
Dienstes wieder aufnehmen, haben gegen den bisherigen 
Arbeitgeber keinen Anspruch auf das tarifliche Urlaubsgeld.
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9 AZR 357/91

& ' Ä

8 Sa 1253/90 Niedersachsen

Verkündet am 
25. August 1992

Im Namen des Volkes!
U r t e i l

Klapp,Reg.-Sekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP.
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hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 25. August 1992 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und Dr. Lipke 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Engelmann und Roeder für 
Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 5. Juli 
1991 - 8 Sa 1253/90 - wird zurückgewiesen.
Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tra­gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

(

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über ein tarifliches Urlaubsgeld.

Die Klägerin war bei der beklagten Stadt seit dem 1. Januar 
1986 im Städtischen Krankenhaus als Krankenschwester beschäftigt. 
Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien war aufgrund beiderseiti­
ger Tarifbindung der Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Ange- 
• stellte vom 16. März 1977 i.d.F. des 5. Änderungstarifvertrages 
vom 9. Januar 1987 (UrlG-TV) anzuwenden. In dessen § 1 Abs. 1 ist 
unter der Überschrift Anspruchsvoraussetzungen bestimmt:

"(1) Der Angestellte erhält in jedem Kalen­
derjahr ein Urlaubsgeld, wenn er
1. am 1. Juli im Arbeitsverhältnis steht 

und
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2. seit dem 1. Juli des Vorjahres ununter­
brochen als Angestellter, Arbeiter, Be­
amter, Richter, Soldat auf zeit, Berufs­
soldat, Arzt im Praktikum, Auszubilden­
der, Praktikant, Schülerin/Schüler in 
der Krankenpflege, Kinderkrankenpflege 
oder Krankenpflegehilfe oder Hebammen- 
schülerln/Schüler in der Entbindungs- 
pflege im öffentlichen Dienst gestanden 
und

3. mindestens für einen Teil des Monats 
Juli Anspruch auf Vergütung, Urlaubsver­
gütung oder Krankenbezüge hat.
Ist die Voraussetzung des Unterabsatzes 1 Nr. 3 nur wegen Ablaufs der Bezugsfri­
sten für die Krankenbezüge, wegen des 
Bezugs von Mutterschaftsgeld oder wegen 
der Inanspruchnahme des Erziehungsur­
laubs nach dem Bundeserziehungsgeldge­
setz nicht erfüllt, genügt es, wenn ein 
Anspruch auf Bezüge für mindestens drei 
volle Kalendermonate des ersten Kalen­
derhalbjahres bestanden hat.
Ist nur wegen des Bezugs von Mutter­
schaftsgeld oder wegen der Inanspruch­
nahme des Erziehungsurlaubs nach dem 
Bundeserziehungsgeldgesetz auch die Vor­
aussetzung des Unterabsatzes 2 nicht er­
füllt, ist dies unschädlich, wenn die 
Arbeit in unmittelbarem Anschluß an den 
Ablauf der Schutzfristen bzw. an den Er­
ziehungsurlaub - oder lediglich wegen 
Arbeitsunfähigkeit oder Erholungsurlaub 
später als am ersten Arbeitstag nach Ab­
lauf der Schutzfristen bzw. des Erzie­
hungsurlaubs - in diesem Kalenderjahr 
wieder aufgenommen wird.

(2) Der Saisonangestellte erhält Urlaubsgeld, 
wenn er die Voraussetzungen des Abs. 1 Un- 
terabs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 i. V. m. Unter- 
abs. 2 und 3 erfüllt und in den beiden vor­
angegangenen Kalenderjahren mindestens je 
neun Monate bei demselben Arbeitgeber be­
schäftigt gewesen ist."

Die Klägerin befand sich in der Zeit vom 25. November 1988 
bis zum 24. November 1989 im Erziehungsurlaub. Mit dessen Ablauf 
endete das Arbeitsverhältnis der Parteien. Seither arbeitet die 
Klägerin in einem Bremer Krankenhaus. Mit Schreiben vom 7. August
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1989 und 4. Dezember 1989 verlangte sie von der Beklagten vergeb­
lich Zahlung des tariflichen Urlaubsgeldes in Höhe von 450,—  DM. 
Sie hat ebenso wie die auf ihrer Seite dem Rechtsstreit beigetre­
tene Stadt Bremen gemeint, sie habe mit der Wiederaufnahme der 
Arbeit bei einem Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes die tarif­
liche Voraussetzung des § 1 Abs. 1 Unterabs. 3 UrlG-TV erfüllt.

Die Klägerin und die Streithelferin haben beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 
450,—  DM nebst 4 % Zinsen seit dem 5. Dezember 1989 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage ab­
gewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihr erstinstanz­
liches Ziel weiter, während die Beklagte beantragt, die Revision 
zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Klägerin hat keinen An­
spruch auf Urlaubsgeld nach § 1 Abs. 1 Urlaubsgeld-TV, weil nicht 
alle Anspruchsvoraussetzungen gegeben sind.

1. Die Klägerin erfüllt die Anspruchsvoraussetzungen der Nrn. 1 
und 2 des § 1 Abs. 1 Unterabs. 1 Urlaubsgeld-TV, nicht aber die
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Voraussetzung der Nr. 3. Denn sie hatte für den Monat Juli 1989 
keinen Anspruch auf Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbezü­
ge.

2. Die Klägerin erfüllt auch nicht die in § 1 Abs. 1 Unter- 
abs. 2 Urlaubsgeld-TV genannte erste Ausnahmebedingung. Sie hatte 
1989 keinen Anspruch auf Bezüge für mindestens drei volle Kalen­
dermonate im ersten Kalenderhalbjahr.

3. Die Klägerin hat i. S. des § 1 Abs. 1 Unterabs. 3 Urlaubs­
geld-TV die Arbeit nicht wieder auf genommen. Diese Vorschrift 
setzt die Wiederaufnahme bei dem bisherigen Arbeitgeber voraus.

a) Der für die Tarifauslegung in erster Linie maßgebliche Wort­
laut ist nicht eindeutig. Unter Wiederaufnahme kann die Aufnahme 
der Arbeit am früheren Arbeitsplatz, aber auch die Aufnahme der 
Arbeit überhaupt verstanden werden.

b) Die Tarifnormen lassen den Willen der Tarifvertragsparteien 
erkennen, daß eine Arbeitsaufnahme bei einem Arbeitgeber des öf­
fentlichen Dienstes für den Anspruch auf Gewährung des Urlaubs­
geldes nicht genügt. Der Wechsel des öffentlichen Arbeitgebers 
ist als Anspruchsvoraussetzung des § 1 Abs. 1 Nr. 2 Urlaubsgeld- 
TV berücksichtigt. Danach ist der Wechsel von einem zu einem an­
deren Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes im letzten Zeitjahr 
unschädlich. Der Arbeitnehmer muß nur während dieser Zeit über­
haupt im öffentlichen Dienst beschäftigt gewesen sein. Eine ent­
sprechende Regelung fehlt in § 1 Abs. 1 Unterabs. 3 Urlaubsgeld- 
TV. Hätten die Tarifvertragsparteien auch den Wechsel bei der
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Wiederaufnahme ausreichen lassen wollen, hätte es nahe gelegen, 
eine solche Regelung aufzunehmen. Außerdem ist zu berücksichti­
gen, daß die drei Leistungsvoraussetzungen des § 1 Abs. 1 Unter- 
abs. 1 Nr. 1 - 3  Urlaubsgeld-TV sich auf das am 1. Juli bestehen­
de Arbeitsverhältnis beziehen. In § 1 Unterabs. 2 und 3 Urlaubs- 
geld-TV sind lediglich abgestufte Ausnahmebedingungen zu den in 
§ 1 Abs. 1 Unterabs. 1 Nr. 3 genannten Voraussetzungen bestimmt. 
Zu bedenken ist ferner, daß auch in anderen Tarifverträgen des 
öffentlichen Dienstes, nach denen der Erhalt von Ansprüchen bei 
einem Wechsel des Arbeitgebers vorgesehen ist, - vgl. z. B. der 
Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte vom 12. Oktober 
1973 und der Tarifvertrag über eine Zuwendung für Arbeiter vom 
12. Oktober 1973 -, dies ausdrücklich geregelt ist. Wenn die Ta­
rifvertragsparteien beim Urlaubsgeld eine solche Rechtsfolge ge­
wünscht hätten, wäre dem durch die dort verwandte Formulierung zu 
entsprechen gewesen. Zu Unrecht beruft sich die Klägerin auf § 1 
Abs. 2 Urlaubsgeld-TV und den dort verwandten Begriff "derselbe 
Arbeitgeber". Aus dem Fehlen des Begriffs in § 1 Abs. 1 Unter­
abs . 3 kann nicht geschlossen werden, die Tarifvertragsparteien 
hätten die Wiederaufnahme der Arbeit bei einem Arbeitgeber des 
öffentlichen Dienstes genügen lassen wollen. § 1 Abs. 2 Urlaubs- 
geld-TV beschreibt einen Ausnahmetatbestand für Saisonangestellte 
zu § 1 Abs. 1 Unterabs. 1 Nr. 2 Urlaubsgeld-TV. Für diesen Perso­
nenkreis soll die Beschäftigung bei einem Arbeitgeber des öffent­
lichen Dienstes während des letzten Zeitjahres nicht genügen. 
Deshalb bedurfte es für diesen Sonderfall einer ausdrücklichen 
gegenteiligen Norm. Aus der Vorschrift können für die in § 1 
Abs. 1 Urlaubsgeld-TV beschriebenen Regelfälle keine Schlüsse 
gezogen werden.
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c) Die Auslegung der TarifvorSchriften nach teleologischen Ge­
sichtspunkten gebietet kein der Klägerin günstiges Ergebnis. Die 
Klägerin meint zu Unrecht, das Urlaubsgeld werde auch deswegen 
gezahlt, weil das ArbeitsVerhältnis in der Zukunft überhaupt 
festgesetzt werde. Die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses beim 
bisherigen wie bei einem anderen öffentlichen Arbeitgeber des öf­
fentlichen Dienstes ist für den Anspruch ohne Bedeutung. Mit dem 
Urlaubsgeld soll die Arbeit in der Vergangenheit entlohnt werden. 
Eine in die Zukunft gerichtete Bindungsklausel enthält der Tarif­
vertrag nicht. So besteht z. B. auch ein Anspruch, wenn der Ar­
beitnehmer noch im Juli aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet. 
Das Tatbestandsmerkmal der Wiederaufnahme der Arbeit in § 1
Abs. 1 Unterabs. 3 Urlaubsgeld-TV hat keine zukunftsbezogene Be­
deutung, sondern bezieht sich wie die übrigen Tatbestandsmerkmale 
auf die am 1. Juli bestehenden Umstände. Deshalb sind die Über­
legungen der Klägerin zur Einheit des öffentlichen Dienstes ohne 
Bedeutung.

d) Der Gleichbehandlungsgrundsatz, dem die Tarifvertragspartei­
en verpflichtet sind, spricht schließlich ebenfalls nicht für 
einen Willen der Tarifvertragsparteien, aus dem bisherigen Ar­
beitsverhältnis ausscheidende Arbeitnehmer wie die Klägerin in 
den Kreis der Anspruchsberechtigten einzubeziehen. Die Tarif­
vertragsparteien durften die Arbeitnehmer von der Urlaubsgeld­
zahlung ausnehmen, die keine Bezüge im Laufe des Jahres erhalten

8
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


haben und sich vom bisherigen Arbeitgeber abwenden (vgl. auch BAG 
Urteil vom 9. Juni 1988 - 8 AZR 55/86 - ZTR 1989, 154).

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Leinemann Dr. Lipke Dörner
Dr. Engelmann Roeder
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